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1. Vertragsschluss, Bindefrist, Allgemeines
1.1. Diese allgemeinen Lieferungs- und Zahlungsbedingungen gelten 
für alle – auch zukünftige – Lieferungen und Leistungen und aus-
schließlich für die Verwendung im Geschäftsverkehr gegenüber Un-
ternehmern im Sinne des § 14 BGB. Entgegenstehenden Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen des Käufers wird ausdrücklich widersprochen. 
Sie verpflichten uns auch dann nicht, wenn wir ihnen nicht nochmals 
nach Eingang bei uns ausdrücklich widersprochen haben.
1.2. Der Käufer ist an seine Bestellung 4 Wochen gebunden. Der Kauf-
vertrag ist abgeschlossen, wenn wir die Annahme der Bestellung des 
näher bezeichneten Kaufgegenstandes innerhalb dieser Frist bestä-
tigt haben oder wenn die Lieferung ausgeführt ist.
1.3. Unsere Angebote sind stets freibleibend. Geringfügige Ände-
rungen in Ausführung und Material bleiben vorbehalten.
1.4. Offensichtliche Irrtümer, Schreib-, Druck- oder Rechenfehler sind 
für uns nicht verbindlich. Bei einem Kalkulationsirrtum sind wir be-
rechtigt, die von uns genannten Preise zu berichtigen. Der Besteller ist 
in diesem Fall berechtigt, durch schriftliche Mitteilung an uns binnen 
einer Woche vom Vertrag zurückzutreten, nachdem wir ihn hiervon in 
Kenntnis gesetzt haben.
1.5. Montagekosten werden gesondert vereinbart.
1.6. Wir übernehmen kein Beschaffungsrisiko. Wir sind berechtigt, 
vom Vertrag zurückzutreten, soweit wir trotz des vorherigen Abschlus-
ses eines entsprechenden Einkaufsvertrages unsererseits den Liefer-
gegenstand nicht erhalten; unsere Verantwortlichkeit für Vorsatz oder 
Fahrlässigkeit bleibt unberührt. Wir werden den Käufer unverzüglich 
über die nicht rechtzeitige Verfügbarkeit des Liefergegenstandes in-
formieren und, wenn er zurücktreten will, das Rücktrittsrecht unver-
züglich ausüben; wir werden dem Käufer im Falle des Rücktritts die 
entsprechende Gegenleistung unverzüglich erstatten.

2. Mengen und Maßangaben
2.1. Sämtliche Mengen und Maße in Bestellungen des Käufers basie-
ren auf Angaben des Käufers oder seines Architekten bzw. sonst wie 
Bevollmächtigten, es sei denn, das Aufmaß wird durch uns oder durch 
einen von uns eingeschalteten Architekten genommen.
2.2. Stellen sich nachträglich Abweichungen heraus, so gehen dadurch 
bedingte Mehrkosten zu Lasten des Käufers, es sei denn, die Abwei-
chungen beruhen auf einem von uns zu vertretenden unrichtigen 
Aufmaß. Das gleiche gilt, wenn sich bei der technischen Installation/
Montage Mehrkosten ergeben, die auf von uns nicht zu vertretenden 
Umständen beruhen.

3. Preise
3.1. An die vereinbarten Preise sind wir nur vier Monate seit Zustande-
kommen des Vertrages gebunden. Danach behalten wir uns das Recht 
vor, unsere Preise angemessen zu ändern, wenn nach Abschluss des 
Vertrages Kostensenkungen oder Kostenerhöhungen, insbesondere 
in Form von Tarifabschlüssen oder Materialpreissteigerungen eintre-
ten. Diese werden wir dem Käufer auf Verlangen nachweisen.
Die Preise verstehen sich zuzüglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer 
und ggf. anfallender Frachtkosten.
Liegt der neue Preis 20% oder mehr über dem vereinbarten Preis hat 
der Käufer das Recht, vom Vertrag zurückzutreten. Dieses Recht muss 
unverzüglich nach Mitteilung des erhöhten Preises geltend gemacht 
werden. 
3.2. Für Aufträge mit einem Warenwert unter € 155,– (ohne MwSt.) 
berechnen wir anteilmäßig Porto, Verpackungs- und Versandkosten, 
jedoch mindestens € 6,90. Nachlieferungen werden spesenfrei aus-
geführt, nicht aber Lieferungen von Artikeln, die wir nicht auf Lager 
halten und gesondert bestellen müssen. 
3.3. Bei Entnahme von Zähnen aus den 6er- oder 8er Garnituren wird 
der jeweils übliche Komplettierungsaufschlag berechnet. Die Preise 
für 100, 250, 500 und 1.000 gleichartige Zähne werden nur dann be-
rechnet, wenn das volle unbestimmt Quantum auf einmal abgenom-
men wird.

4. Zahlungen und Verrechnung
4.1. Mangels anders lautender schriftlicher Vereinbarung ist Zahlung 
10 Tage nach Lieferung bzw. nach Anzeige der Versandbereitschaft 
zum vereinbarten Liefertermin ohne Abzug zu leisten. Bei Verträgen 
mit einem Auftragsumfang von über € 20.000,– (netto) hat der Käufer, 
soweit nicht anderweitig vereinbart, Zahlung Zug um Zug gegen Lie-
ferung zu leisten.
4.2. Gerät der Käufer in Zahlungsverzug, so ist der noch offene Rech-
nungsbetrag mit 8 % über dem jeweils gültigen Basiszinssatz zu ver-
zinsen. Hiervon unberührt bleibt unser Recht, weitere Verzugsschä-
den geltend zu machen.
4.3. Wir sind berechtigt, ab der zweiten Mahnung Mahngebühren in 
Höhe von € 15,00 pro Schreiben zu fordern. Der Käufer ist jedoch be-
rechtigt uns nachzuweisen, dass uns in Folge des Zahlungsverzuges 

kein oder ein wesentlich geringerer Schaden entstanden ist.
4.4. Falls nach Vertragsschluss in den Vermögensverhältnissen des 
Käufers eine wesentliche Verschlechterung erkennbar wird, durch 
die unser Anspruch auf die Gegenleistung gefährdet wird, so können 
wir bei Bestehen einer Vorleistungspflicht unsere Leistung solange 
verweigern, bis die Gegenleistung bewirkt oder uns Sicherheit für sie 
geleistet ist. Ist der Käufer nach Ablauf einer von uns gesetzten an-
gemessenen Frist weder zur Erfüllung Zug um Zug noch zur Sicher-
heitsleistung bereit, steht uns das Recht zum Rücktritt vom Vertrag zu.
4.5. Die Aufrechnung mit Gegenforderungen des Käufers ist nur in-
soweit zulässig, als diese von uns als bestehend und fällig anerkannt, 
unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind. 
4.6. Zur Ausübung eines Zurückbehaltungsrechtes ist der Käufer nur 
insoweit befugt, als sein Gegenanspruch auf demselben Vertragsver-
hältnis beruht.

5. Lieferfristen und -termine
5.1. Die Lieferfrist beginnt mit dem Tag unserer Auftragsbestätigung, 
jedoch nicht vor Klärung aller technischen und kaufmännischen Ein-
zelheiten sowie Vorlage der eventuell erforderlichen Genehmigungen. 
Etwaige vom Käufer innerhalb der Lieferfrist verlangte Änderungen in 
der Ausführung des Liefergegenstandes hemmen den Fristablauf und 
verlängern die Lieferfrist entsprechend.
5.2. Wir sind in angemessenem Umfang zu Teillieferungen berechtigt.
5.3. Ist die Nichteinhaltung von Fristen auf höhere Gewalt, z.B. Mo-
bilmachung, Krieg, Aufruhr, oder auf ähnliche Ereignisse, z.B. Streik 
oder Aussperrung, zurückzuführen, verlängern sich die Fristen ange-
messen.
5.4. In anderen Fällen der Verzögerung wird unsere Haftung für den 
Schadensersatz neben der Leistung und für den Schadensersatz statt 
der Leistung für  jede vollendete Woche im Rahmen einer pauscha-
lierten Verzugsentschädigung auf 0,5 % pro Woche, maximal auf 12 % 
des Nettolieferwertes begrenzt. 

6. Abnahme des Liefergegenstandes
6.1. Wenn der Käufer nach Ablauf einer ihm gesetzten angemes-
senen Nachfrist die Abnahme verweigert oder ausdrücklich erklärt, 
nicht abnehmen zu wollen, können wir vom Vertrag zurücktreten und 
Schadensersatz verlangen. Als Schadensersatz können pauschal 10 
% der Auftragssumme gefordert werden. Dem Käufer steht dabei der 
Nachweis offen, dass uns kein oder ein wesentlich geringerer Schaden 
entstanden ist. Unbeachtet dieser Regelung sind wir berechtigt, dem 
im Einzelfall konkret entstandenen Schaden geltend zu machen.

7. Versand und Gefahrübergang
7.1. Leistungsort für unsere Lieferpflicht ist die jeweilige Betriebsstät-
te unserer vertragsschließenden Niederlassung. Die Versendung des 
Liefergegenstandes erfolgt auf Verlangen des Kunden.
7.2. Der Versand des Liefergegenstandes erfolgt auf Gefahr des Kun-
den. Die Wahl des Versandweges und -mittels ist, soweit nichts Abwei-
chendes vereinbart ist, uns überlassen. Verzögert sich die Absendung 
durch ein Verhalten des Käufers, so geht die Gefahr bereits mit der 
Mitteilung der Versandbereitschaft auf den Käufer über.

8. Eigentumsvorbehalt
8.1. Der Liefergegenstand bleibt bis zur Erfüllung sämtlicher uns ge-
gen den Käufer aus der Geschäftsverbindung zustehenden Ansprü-
che unser Eigentum.
8.2. Dem Käufer ist es gestattet, den Liefergegenstand zu verarbeiten 
oder mit anderen Gegenständen zu vermischen oder zu verbinden. 
Die Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung (im Folgenden zu-
sammen: „Verarbeitung“ und im Hinblick auf den Liefergegenstand: 
„verarbeitet“) erfolgt für uns; der aus einer Verarbeitung entstehende 
Gegenstand wird als „Neuware“ bezeichnet. Der Käufer verwahrt die 
Neuware für uns mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns.
Bei Verarbeitung mit anderen, uns nicht gehörenden Gegenständen 
steht dem Auftragnehmer Miteigentum an der Neuware in Höhe des 
Anteils zu, der sich aus dem Verhältnis des Wertes des verarbeiteten 
Liefergegenstandes zum Wert der übrigen verarbeiteten Ware zum 
Zeitpunkt der Verarbeitung ergibt. Sofern der Käufer Alleineigentum 
an der Neuware erwirbt, sind sich der Käufer und wir darüber einig, 
dass der Käufer uns Miteigentum an der Neuware im Verhältnis des 
Wertes des verarbeiteten Liefergegenstandes zu der übrigen verar-
beiteten Ware zum Zeitpunkt der Verarbeitung einräumt.
8.3. Für den Fall der Veräußerung des Liefergegenstandes oder der 
Neuware tritt der Käufer hiermit seinen Anspruch aus der Weiterver-
äußerung gegen den Abnehmer mit allen Nebenrechten sicherungs-
halber an uns ab, ohne dass es noch weiterer besonderer Erklärungen 
bedarf. Die Abtretung gilt einschließlich etwaiger Saldoforderungen. 
Die Abtretung gilt jedoch nur in Höhe des Betrages, der dem von uns 
in Rechnung gestellten Preis des Liefergegenstandes entspricht. Der 
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uns abgetretene Forderungsanteil ist vorrangig zu befriedigen.
8.4. Verbindet der Käufer den Liefergegenstand oder die Neuware 
mit Grundstücken oder beweglichen Sachen, so tritt er, ohne dass es 
weiterer besonderer Erklärungen bedarf, auch seine Forderung, die 
ihm als Vergütung für die Verbindung zusteht, mit allen Nebenrechten 
sicherungshalber in Höhe des Verhältnisses des Wertes des Lieferge-
genstandes bzw. der Neuware zu den übrigen verbundenen Waren 
zum Zeitpunkt der Verbindung an uns ab.
8.5. Bis auf Widerruf ist der Käufer zur Einziehung der in dieser Re-
gelung (Eigentumsvorbehalt) abgetretenen Forderungen befugt. Der 
Käufer wird auf die abgetretenen Forderungen geleistete Zahlungen 
bis zur Höhe der gesicherten Forderung unverzüglich an uns wei-
terleiten. Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes, insbesondere bei 
Zahlungsverzug, Zahlungseinstellung, Eröffnung eines Insolvenzver-
fahrens, Wechselprotest oder begründeten Anhaltspunkten für eine 
Überschuldung oder drohende Zahlungsunfähigkeit des Käufers, sind 
wir berechtigt, die Einziehungsbefugnis des Käufers zu widerrufen. 
Außerdem können wir nach vorheriger Androhung unter Einhaltung 
einer angemessenen Frist die Sicherungsabtretung offen legen, die 
abgetretenen Forderungen verwerten sowie die Offenlegung der Si-
cherungsabtretung durch den Käufer gegenüber dem Kunden verlan-
gen.
8.6. Bei Glaubhaftmachung eines berechtigten Interesses hat uns der 
Käufer die zur Geltendmachung seiner Rechte gegen den Kunden er-
forderlichen Auskünfte zu erteilen und die erforderlichen Unterlagen 
auszuhändigen.
8.7. Während des Bestehens des Eigentumsvorbehalts ist dem Käufer 
eine Verpfändung oder Sicherungsübereignung untersagt. Die Wei-
terveräußerung ist nur Wiederverkäufern im ordentlichen Geschäfts-
gang und nur unter den Bedingungen gestattet, dass die Zahlung des 
Gegenwertes des Liefergegenstandes an den Käufer erfolgt. Der Käu-
fer hat mit dem Abnehmer auch zu vereinbaren, dass erst mit dieser 
Zahlung der Abnehmer Eigentum erwirbt. Bei Pfändungen, Beschlag-
nahme oder sonstigen Verfügungen oder Eingriffen Dritter hat der 
Käufer uns unverzüglich zu benachrichtigen.
8.8. Soweit der realisierbare Wert aller Sicherungsrechte, die uns zu-
stehen, die Höhe aller gesicherten Ansprüche um mehr als 10% über-
steigt, werden wir auf Wunsch des Käufers einen entsprechenden Teil 
der Sicherungsrechte freigeben. Uns steht die Wahl bei der Freigabe 
zwischen verschiedenen Sicherungsrechten zu.
Bei Pflichtverletzungen des Käufers, insbesondere bei Zahlungsver-
zug, sind wir auch ohne Fristsetzung berechtigt, die Herausgabe des 
Liefergegenstandes bzw. der Neuware zu verlangen, wenn wir vorher 
vom Vertrag zurücktreten. Der Käufer ist zur Herausgabe verpflichtet. 

9. Mängelrüge, Gewährleistung, Verjährung
9.1. Der Käufer hat den Liefergegenstand nach Eingang unverzüglich 
mit der ihm unter den gebotenen Umständen zumutbaren Sorgfalt zu 
untersuchen und hierbei feststellbare Mängel unverzüglich schriftlich 
zu rügen. Zeigt sich später ein zunächst nicht feststellbarer Mangel, 
so ist dieser unverzüglich nach seiner Entdeckung schriftlich zu rügen. 
Unterlässt der Käufer die Rüge, so gilt die Lieferung als genehmigt, 
soweit er Kaufmann im Sinne des HGB ist. Die Mängel sind dabei so 
detailliert wie möglich zu beschreiben
9.2. Mängelansprüche bestehen nicht bei nur unerheblicher Abwei-
chung von der vereinbarten Beschaffenheit oder bei nur unerheb-
licher Beeinträchtigung der Brauchbarkeit.
9.3. Das Wahlrecht zwischen Mängelbeseitigung und Neulieferung  
steht in jedem Fall uns zu. Schlägt die Nacherfüllung fehl, so steht dem 
Käufer das Recht zu, zu mindern oder – wenn nicht eine Bauleistung 
Gegenstand der Mängelhaftung ist – nach seiner Wahl vom Vertrag 
zurückzutreten. Die Anwendung des § 478 Abs. 1 BGB (Rückgriffsan-
spruch des Unternehmers) bleibt unberührt. 
9.4. Schäden durch unsachgemäße Behandlung unterliegen nicht un-
serer Gewährleistungsverpflichtung.
9.5. Sofern von Seiten des Käufers oder von Seiten Dritter – ohne 
unsere Zustimmung – Eingriffe in die von uns gelieferten Produkte 
vorgenommen werden, insbesondere Instandsetzungen durchge-
führt oder Erzeugnisse Dritter eingesetzt, angebaut oder mit unseren 
Produkten betrieben werden, leisten wir nur dann Gewähr, wenn der 
Käufer nachweist, dass der Eingriff den aufgetretnen Fehler nicht ver-
ursacht hat.
9.6. Verweigern wir die Mängelbeseitigung oder Neulieferung, wird sie 
für den Käufer unzumutbar oder schlägt sie zum zweiten Mal fehl, 
kann der Käufer nach seiner Wahl vom Vertrag zurücktreten oder den 
Kaufpreis mindern.

10. Verjährung
10.1. Die Verjährungsfrist für Ansprüche und Rechte wegen Mängeln 
der Lieferungen neuer Sachen– gleich aus welchem Rechtsgrund – 
beträgt ein Jahr. Dies gilt jedoch nicht in den Fällen des § 438 Abs. 1 

Nr. 1 BGB (Rechtsmängel bei unbeweglichen Sachen), § 438 Abs. 1 
Nr. 2 BGB (Bauwerke, Sachen für Bauwerke), § 479 Abs. 1 BGB (Rück-
griffsanspruch des Unternehmers) oder § 634 a Abs. 1 Nr. 2 BGB (Bau-
werke oder Werk, dessen Erfolg in der Erbringung von Planungs- oder 
Überwachungsleistungen hierfür besteht). Die im vorstehenden Satz 
2 genannten Fristen unterliegen einer Verjährungsfrist von drei Jah-
ren.
10.2. Die Verjährungsfristen nach Abs. 1 gelten auch für sämtliche 
Schadensersatzansprüche gegen uns, die mit dem Mangel im Zu-
sammenhang stehen – unabhängig von der Rechtsgrundlage des 
Anspruchs. Soweit Schadensersatzansprüche jeder Art gegen uns be-
stehen, die mit einem Mangel nicht im Zusammenhang stehen, gilt für 
sie die Verjährungsfrist des Abs. 1 Satz 1.
10.3. Ansprüche und Rechte wegen Mängeln der Lieferungen ge-
brauchter Sachen– gleich aus welchem Rechtsgrund – werden aus-
geschlossen. Diese Ausschluss- bzw. Verjährungsregelungen gelten 
auch für sämtliche Schadensersatzansprüche gegen uns, die mit dem 
Mangel im Zusammenhang stehen – unabhängig von der Rechts-
grundlage des Anspruchs. Soweit Schadensersatzansprüche jeder Art 
gegen uns bestehen, die mit einem Mangel nicht im Zusammenhang 
stehen, werden sie ausgeschlossen.
10.4. Die Verjährungsfristen nach Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 3 gelten mit 
folgender Maßgabe:
a) Die Verjährungsfristen gelten generell nicht im Falle des Vorsatzes 
oder bei arglistigem Verschweigen eines Mangels oder soweit wir eine 
Garantie für die Beschaffenheit des Liefergegenstandes übernom-
men haben.
b) Die Verjährungsfristen gelten für Schadensersatzansprüche zudem 
nicht in den Fällen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit oder Freiheit, bei Ansprüchen nach dem Produkthaf-
tungsgesetz, bei einer grob fahrlässigen Pflichtverletzung oder bei 
Verletzung wesentlicher Vertragspflichten.
10.5. Die Verjährungsfrist beginnt bei allen Ansprüchen mit der Ablie-
ferung, bei Werkleistungen mit der Abnahme.
10.6. Soweit nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, bleiben die ge-
setzlichen Bestimmungen über den Verjährungsbeginn, die Ablauf-
hemmung, die Hemmung und den Neubeginn von Fristen unberührt.
10.7. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Käufers ist mit 
den vorstehenden Regelungen nicht verbunden.

11. Haftung
11.1. Wir haften in Fällen des Vorsatzes oder der groben Fahrlässig-
keit nach den gesetzlichen Bestimmungen. Im Übrigen haften wir 
nur nach dem Produkthaftungsgesetz,, soweit die Voraussetzungen 
vorliegen, wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit, wegen der schuldhaften Verletzung wesentlicher Ver-
tragspflichten, soweit wir einen Mangel arglistig verschwiegen haben 
oder eine Garantie für die Beschaffenheit des Liefergegenstandes 
übernommen haben. Der Schadensersatzanspruch für die Verletzung 
wesentlicher Vertragspflichten ist jedoch auf den vertragstypischen 
vorhersehbaren Schaden begrenzt, soweit nicht zugleich ein weiterer 
Fall zwingender Haftung nach Satz 1 oder 2 gegeben ist.
11.2. Die Regelungen des vorstehenden Abs. 1 gelten für alle Scha-
densersatzansprüche (insbesondere für Schadensersatz neben der 
Leistung und Schadensersatz statt der Leistung), und zwar gleich aus 
welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen Mängeln, der Verletzung 
von Pflichten aus dem Schuldverhältnis oder aus unerlaubter Hand-
lung. Sie gilt auch für den Anspruch auf Ersatz vergeblicher Aufwen-
dungen. Die Haftung für Verzug bestimmt sich jedoch nach Ziffer 5.4.
11.3. Vorstehende Haftungsregelungen gelten auch für unsere Erfül-
lungsgehilfen.
11.4. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Käufers ist mit 
den vorstehenden Regelungen nicht verbunden.
11.5. Soweit wir Prüfungen, Reparaturen oder Montagen vornehmen, 
gelten die gesetzlichen Bestimmungen. Für Mangelfolgeschäden haf-
ten wir nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit. Im Übrigen ist un-
sere Haftung –soweit gesetzlich zulässig- ausgeschlossen. 

12. Schlussbestimmungen
12.1. Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen, die der Käufer ge-
genüber uns oder einem Dritten abzugeben hat, bedürfen zu Ihrer 
Wirksamkeit der Schriftform. 
12.2. Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieser Allgemeinen 
Lieferungs- und Zahlungsbedingungen unwirksam sein oder werden, 
wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht be-
rührt.
12.3. Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes ergibt, 
ist unser Geschäftssitz Erfüllungsort.
12.4. Sofern der Käufer Vollkaufmann ist, ist unser Geschäftssitz Ge-
richtsstand; wir sind jedoch berechtigt, den Käufer auch an seinem 
Wohnsitzgericht zu verklagen.
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12.5. Es gilt ausschließlich deutsches Recht. Die Anwendung des UN-
Kaufrechts (CISG) ist ausgeschlossen.

13. Datenschutz
13.1 Die für die Abwicklung der Bestellung erforderlichen Daten wer-
den unter Einhaltung der Vorschriften des Bundesdatenschutzge-
setzes gespeichert und vertraulich behandelt. Wir behalten uns vor, 
Daten zum Zwecke der Kreditprüfung anderen Unternehmen (z. B. 
Lieferanten) sowie Auskunfteien zu übermitteln.
13.2 Informationen zum Datenschutz nach EU-DSGVO 
Unser Unternehmen prüft regelmäßig bei Vertragsabschlüssen und in 
bestimmten Fällen, in denen ein berechtigtes Interesse vorliegt auch 
bei Bestandskunden Ihre Bonität. Dazu arbeiten wir mit der Creditre-
form  Boniversum  GmbH,  Hellersbergstraße  11,  41460  Neuss  zu-
sammen,  von  der  wir  die dazu benötigten Daten erhalten. Im Auftra-
ge von Creditreform Boniversum teilen wir Ihnen bereits vorab dazu 
folgende Informationen gem. Art. 14 EU-DSGVO mit:  Die Creditreform 
Boniversum GmbH ist eine Konsumentenauskunftei. Sie betreibt eine 
Datenbank, in der Bonitätsinformationen über Privatpersonen gespei-
chert werden. 
Auf dieser Basis erteilt Creditreform Boniversum Bonitätsauskünfte an 
ihre Kunden. Zu den Kunden gehören  beispielsweise  Kreditinstitute,  
Leasinggesellschaften,  Versicherungen,  Telekommunikati-onsun-
ternehmen, Unternehmen des Forderungsmanagements, Versand-, 
Groß- und Einzelhandelsfirmen sowie andere Unternehmen, die Wa-
ren oder Dienstleistungen liefern bzw. erbringen. Im Rahmen der ge-
setzlichen Bestimmungen wird ein Teil der in der Auskunftsdatenbank 
vorhandenen Daten auch für die Belieferung anderer Firmendaten-
banken, u. a. zur Verwendung für Adress-Handelszwecke genutzt. 
In der Datenbank der Creditreform Boniversum werden insbeson-
dere Angaben gespeichert über den Namen, die Anschrift, das Ge-
burtsdatum, ggf. die E-Mail-Adresse, das Zahlungsverhalten und die 
Beteiligungsverhältnisse von Personen. Zweck der Verarbeitung der 
gespeicherten Daten ist die Erteilung von Auskünften über die Kredit-
würdigkeit der angefragten Person. Rechtsgrundlage für die Verarbei-
tung  ist  Art.  6  Abs.  1f  EU-DSGVO.  Auskünfte  über  diese  Daten  
dürfen  danach  nur  erteilt werden, wenn ein Kunde ein berechtigtes 
Interesse an der Kenntnis dieser Informationen glaubhaft darlegt. So-
fern Daten in Staaten außerhalb der EU übermittelt werden, erfolgt 
dies auf Basis der sog. „Standardvertragsklauseln“, die Sie unter dem 
Link http://links.boniversum.de/standardvertragsklauseln einsehen  
oder  sich  von  dort  zusenden  lassen können.
Die Daten werden solange gespeichert, wie ihre Kenntnis für die Erfül-
lung des Zwecks der Speicherung  notwendig  ist. Notwendig  ist  die  
Kenntnis  in  der  Regel  für  eine  Speicherdauer  von  zunächst drei 
Jahren. Nach Ablauf wird geprüft, ob eine Speicherung weiterhin not-
wendig ist, andernfalls werden die Daten taggenau gelöscht. Im Falle 
der Erledigung eines Sachverhalts werden die Daten drei Jahre nach 
Erledigung taggenau gelöscht. Eintragungen im Schuldnerverzeichnis 
werden gemäß § 882e ZPO nach Ablauf von drei Jahren seit dem Tag 
der Eintragungsanordnung taggenau gelöscht. Weitere Informationen 
finden Sie dazu auch unter www.boniversum.de/bonipedia unter der 
Rubrik Datenlöschung. 
Berechtigte  Interessen  im  Sinne  des  Art.  6  Abs.  1f EU-DSGVO  kön-
nen  sein:  Kreditentscheidung, Geschäftsanbahnung, Beteiligungsver-
hältnisse, Forderung, Bonitätsprüfung, Versicherungsvertrag, Vollstre-
ckungsauskunft.

Sie haben gegenüber der Creditreform Boniversum GmbH ein Recht 
auf Auskunft über die dort zu Ihrer Person gespeicherten Daten. So-
weit die über Sie gespeicherten Daten falsch sein sollten, haben Sie 
einen Anspruch auf Berichtigung oder Löschung. Kann nicht sofort 
festgestellt werden, ob die Daten falsch oder richtig sind, haben Sie 
bis zur Klärung einen Anspruch auf Sperrung der jeweiligen Daten. 
Sind Ihre Daten unvollständig, so können Sie deren Vervollständigung 
verlangen. 
Sofern Sie Ihre Einwilligung zur Verarbeitung der bei Creditreform Bo-
niversum gespeicherten Daten gegeben haben, haben Sie das Recht, 
diese Einwilligung jederzeit zu widerrufen. Durch den Widerruf wird 
die Rechtmäßigkeit der aufgrund Ihrer Einwilligung bis zu einem etwai-
gen Widerruf erfolgten Verarbeitung Ihrer Daten nicht berührt.  
Sollten  Sie Einwände, Wünsche oder  Beschwerden  zum Datenschutz 
haben, können  Sie sich mit den  unten  aufgeführten  Kontaktdaten  
jederzeit  an  den  Datenschutzbeauftragten  der  Creditreform Bo-
niversum wenden. Dieser wird Ihnen schnell und vertrauensvoll in 
allen Fragen des Datenschutzes weiterhelfen.  Im Falle  eines vermu-
teten Datenschutzverstoßes haben Sie  das Recht, sich bei einer Lan-
desdatenschutzaufsichtsbehörde zu beschweren. Zuständig für die 
Creditreform Boniversum ist die Landesbeauftragte für Datenschutz 
NRW, Postfach 20 24 44, 40102 Düsseldorf, E-Mail: poststelle@ldi.nrw.
de. 
Die Daten, die Creditreform Boniversum zu Ihnen gespeichert hat, 
stammen aus öffentlich zugänglichen Quellen, von Inkassounterneh-
men und von deren Kunden.
Um Ihre Bonität zu beschreiben, bildet Creditreform Boniversum zu 
Ihren Daten einen Scorewert. In den Scorewert fließen Daten  zu  Al-
ter  und Geschlecht, Adressdaten und teilweise Zahlungserfahrungs-
daten ein. Diese Daten fließen mit unterschiedlicher Gewichtung in 
die Scorewertberechnung ein. Die Creditreform Boniversum-Kunden 
nutzen die Scorewerte als Hilfsmittel bei der Durchführung eigener 
Kreditentscheidungen.
Widerspruchsrecht: 
Sie können nach Art. 21 Abs. 1 DSGVO der Datenverarbeitung 
aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben (z. 
B. Frauenhaus oder Zeugenschutz), widersprechen. Ihren form-
losen Widerspruch können Sie schriftlich an  die Creditreform  
Boniversum GmbH, Hellersbergstr. 11, 41460 Neuss oder per  
E-Mail an selbstauskunft@boniversum.de richten.
Wenn Sie der Verarbeitung Ihrer Daten für Werbe- und Marke-
tingzwecke bei der Boniversum widersprechen, werden die Da-
ten für diese Zwecke nicht mehr verarbeitet. 
Verantwortlich im Sinne des Art. 4 Nr. 7 EU-DSGVO ist die Cre-
ditreform Boniversum GmbH, Hellersbergstr. 11, 41460 Neuss. 
Ihr Ansprechpartner bei der Boniversum ist der Consumer Ser-
vice, Tel.: 02131 36845560, Fax: 02131 36845570, E-Mail: selbst-
auskunft@boniversum.de. 
Den zuständigen Datenschutzbeauftragten der  Boniversum  
erreichen Sie unter folgenden Kontaktdaten: Creditreform Bo-
niversum GmbH, Datenschutzbeauftragter, Hellersbergstr. 11, 
41460 Neuss,  E-Mail: datenschutz@boniversum.de.
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